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er für Freizeiten, Bildungs-
maßnahmen, Großevents 
oder Tagesveranstaltungen 

zuständig ist, kennt die Herausforde-
rungen: Ein Teilnehmender hat einen 
Sonnenstich, der Regen im Zeltlager 
scheint gar nicht mehr aufzuhören, der 
Bus auf dem Weg nach Taizé hat eine 
Panne oder das Norovirus kursiert beim 
Gruppenleitungsgrundkurs. Das vor-
liegende Handbuch zur Vorbereitung 
von Freizeiten und Maßnahmen und der 
dazugehörige Notfallplan zur Durch-
führung von Freizeiten und Maßnah-

men sollen bei all diesen besonderen  
Ereignissen und Notfällen eine Unter-
stützung sein, um besonnen und an-
gemessen in Krisensituationen unter-
schiedlichster Art handlungsfähig zu 
sein und zu bleiben. Ziel des Dokumen-
tes ist die Prävention von Schäden jeg-
licher Art bei besonderen Ereignissen 
sowiedie schnellstmögliche Sicher-
stellung von sinnvollen und strategi-
schenNotfallmaßnahmen. Dies gilt für 
die kleinen Unfälle des Alltags genau-
so wie für mögliche Katastrophen mit  
Todesfolge.

1. EINLEITUNG

W

Umgang mit den Materialien (Richtlinien zum Einsatz der Handbuch- 
materialien/Hinweise zur Nutzung des Handbuchs)

Das Handbuch richtet sich an den Träger sowie die Leitung von Freizeiten  
und Maßnahmen. Es dient der präventiven Vorbereitung der Veranstaltung.  
Im Rahmen der Unterweisung von Gruppenleitenden können einzelne 
Bereiche von zusätzlichem Interesse sein. 

Bei all unseren Veranstaltungen hat der Schutz von 
Kindern und Jugendlichen oberste Priorität. 

Unser Handeln richtet sich nach den Vorgaben des  
Jugendschutzgesetzes. 

Dies setzen wir unter anderem durch geregelte Auf-
sicht, klare Verhaltensregeln, altersgerechte Freizeit-

gestaltung und feste Notfallstrukturen um. 
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2. �EREIGNIS-  
UND NOTFALL- 
MANAGEMENT 

2.1 Begriffsdefinition  

Die Begriffe besonderes Ereignis, Not-
fall sowie Krise werden in Theorie und 
Praxis häufig unterschiedlich verwen-
det und sind nicht immer trennscharf 
voneinander abzugrenzen. Je nach Per-
spektive, sei es aus individueller Sicht, 
aus der Sicht einer Organisation oder 
unter Berücksichtigung der verfügba-
ren Ressourcen, kann ein identischer 
Vorfall unterschiedlich bewertet wer-
den. Auch der Verlauf eines Ereignisses 
kann Einfluss auf seine Bewertung neh-
men. So kann eine zunächst als beson-
deres Ereignis eingestufte Lage durch 
Eskalation oder Komplexitätszunahme 
in einen Notfall oder gar eine Krise 
übergehen.

2.1.1 Besonderes Ereignis
Ein besonderes Ereignis beschreibt 
eine Situation, die vom Normalbetrieb 
abweicht, jedoch noch keinen gravie-
renden Schaden verursacht oder eine 
unmittelbare Gefährdung darstellt. Es 
handelt sich um eine Lage, die erhöhte 
Aufmerksamkeit und gegebenenfalls 
Maßnahmen erfordert, ohne jedoch in 
den Notfall- oder Krisenmodus überzu-
gehen. Beispiele können ungewöhnli-
che Beobachtungen, kleinere Verlet-
zungen, Warnhinweise oder drohende 
Störungen sein, die zwar Handlungsbe-

darf auslösen, aber (noch) keine akute 
Bedrohungslage darstellen. Ein beson-
deres Ereignis muss nicht zwangsläufig 
negativ belastet sein.

2.1.2 Notfall
Ein Notfall liegt vor, wenn eine akute Be-
drohung für Gesundheit, Menschenle-
ben, Sachwerte oder die Umwelt be-
steht und sofortige Maßnahmen 
erforderlich sind, um Schaden abzu-
wenden oder zu begrenzen. Notfälle 
zeichnen sich durch ihre Unvorherseh-
barkeit und ihren Handlungsdruck aus. 
Beispiele für Notfälle sind Brände, me-
dizinische Notlagen, schwere Unfälle 
oder technische Störungen mit unmit-
telbaren Auswirkungen. Im Gegensatz 
zum besonderen Ereignis verlangt ein 
Notfall eine rasche, strukturierte und 
abgestimmte Reaktion unter hohem 
Zeitdruck.

2.1.3 Krise
Eine Krise beschreibt eine komplexe, 
meist länger andauernde Ausnahme-
situation, in der die regulären Steue-
rungs- und Entscheidungsprozesse 
einer Organisation an ihre Grenzen oder 
darüber hinaus geraten. Krisen gehen 
oft mit erheblichem Reputations-, Res-
sourcen- oder Strukturschaden einher. 
Sie fordern strategisches Handeln, Ko-
ordination auf mehreren Ebenen und 



häufig auch die Einbindung externer Ak-
teure. Anders als beim Notfall sind in der 
Krise nicht nur operative Maßnahmen 
gefragt, sondern auch weiterreichende 
kommunikative, rechtliche, versiche-
rungstechnische und langfristige stra-
tegische Entscheidungen. Krisen sind 
durch weite Kreise der Betroffenheit, 
große Dynamik und starke öffentliche 
Aufmerksamkeit geprägt.

2.2 Faktoren des Ereignis-  
und Notfallmanagements
 
Im Notfall gibt es vier Faktoren, die be-
rücksichtigt werden müssen, um hand-
lungsfähig zu sein: die  Organisation, die 
Kommunikation, der Mensch sowie 
Technik und Ausstattung.

Die 

Organisation 

Die 

Kommunikation 

Technik  & 

Ausstattung

Der 

Mensch 
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2.2.1 Faktor Organisation 
2.2.1.1  Funktionen
Zur Umsetzung des Ereignis- und Not-
fallmanagements sieht das Konzept in 
der Jugendpastoral des Bistums Osna-
brück drei Funktionen vor. Diese be-
stehen aus Interner Leitung, Externer 
Leitung und dem Ständigen Krisenstab 
des Bistums Osnabrück. Im Ereignisfall 
müssen die dafür vorgesehenen ehren- 
oder hauptamtlichen Mitarbeitenden 
und Leitungen diese Funktionen wahr-
nehmen. Diese hat somit Priorität ge-
genüber den Aufgaben und den sonsti-
gen Tätigkeiten im Alltag.

Interne Leitung 
Erste Führungskraft am Ereignisort, in 
der Regel die Leitung der jeweiligen 
Veranstaltung. Die Leitung der Veran-
staltung ist eine natürliche Person mit 
Stellvertretung. Diese kann durch ein  
Leitungsgremium beraten werden,  
trifft aber verantwortlich die Entschei-
dungen. 

Externe Leitung 
Vorab bestimmte Person zur Wahrneh-
mung der Trägerverantwortung (in der 
Regel nicht vor Ort).

Ständiger Krisenstab des  
Bistums Osnabrück 
Durchgehend besetzte Stelle des Bis-
tums zur Unterstützung der verantwor-
tungstragenden Personen (kann sowohl 
von Interner als auch Externer Leitung 
kontaktiert werden).

Telefon: 0541 318-838
krisenstab@bistum-os.de

mailto:krisenstab@bistum-os.de
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2.2.1.2 Aufgaben im Ereignisfall  
Der gesetzliche Rahmen in der Bundes-
republik Deutschland (StGB) sieht vor, 
dass jede Person eine Verpflichtung zur 
Hilfeleistung hat. Losgelöst von dieser 
Aufgabe werden im Rahmen des Ereig-
nis- und Notfallmanagements weitere 
Aufgaben definiert, die im Folgenden 
genauer beschrieben werden.

Ersteintreffendes Teammitglied 
Hierbei handelt es sich zum Beispiel um 
die Gruppenleitung einer Maßnahme, 
die unmittelbar mit der Notfallsituation 
konfrontiert ist. 

Diese Person übernimmt folgende Auf-
gaben: 

→ 	 �Sofortmaßnahmen (Brand- 
bekämpfung, Erste-Hilfe)

→ 	 �Alarmierung von Einsatzkräften  
und Meldung an die Interne Leitung 

→ 	 �Hilfeleistung für die Teilnehmenden 
(stabilisieren, beruhigen,  
unmittelbar in Sicherheit bringen)

→ 	 �Dokumentation

Interne Leitung 
Die Interne Leitung ist die verantwortli-
che, ehrenamtliche oder hauptberufli-
che Leitung der Maßnahme, die im Not-
fall automatisch die nachfolgenden 
Aufgaben übernimmt: 

→ 	� Sicherstellung der Sofort- 
maßnahmen 

→ 	� Bewertung des vorliegenden Er-
eignisses sowie ggf. Initialisierung 
des Notfallmanagementsystems 

→ 	� Erste Ansprechperson des  
jeweiligen Rechtsträgers im Notfall 
(vor Ort) 

→ 	 Ggf. Leitung eines Notfallteams 

→ 	� Einleiten erster Stabilisierungs-
maßnahmen für die Teilnehmenden 

WICHTIG: Die Interne Leitung muss 
den Überblick behalten und über-
nimmt daher nicht die Aufgaben von 
Ersthelfenden (Ausnahme: Kein*e an-
dere*r Helfer*in ist vor Ort). 

Beispiele: Zeltlagerleitung, Freizeitlei-
tung, Leitung des Gruppenleiterkurses
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Externe Leitung
Die Externe Leitung ist eine vorher durch 
den Rechtsträger bestimmte ehrenamt- 
liche oder hauptberufliche Person, die 
im Notfall dazukommen kann. Wichtig 
ist, dass die Person Kompetenzen als 
Führungskraft mitbringt und ggf. eine 
Nähe zum Thema hat. Die Externe Lei-
tung übernimmt folgende Aufgaben: 

→ 	� Verfügt über entsprechende  
Weisungs- und Entscheidungs- 
befugnisse 

→ 	� Übernimmt die organisations- 
interne Notfallleitung 

→ 	� Ansprechperson für Behörden und 
Einsatzorganisationen 

→ 	� Entscheidet über die Einberufung 
des „Notfallteams“ und leitet  
dieses 

→ 	� Bildet die Schnittstelle zum Krisen-
stab 

→ 	� Plant und koordiniert erweiterte 
Stabilisierungsmaßnahmen für die 
Gruppenleitung und Teilnehmen-
den 

Beispiele: Kaplan, Gemeinderefe-
rent*in, Jugendbildungsreferent*in, 
ehemalige Lagerleitung, Vorsitzende*r 
von Verbänden, Mitglied von Kirchvor-
ständen.
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Ständiger Krisenstab  
des Bistums Osnabrück  
Der Ständige Krisenstab wird zentrali-
siert aus Osnabrück wahrgenommen 
und dient der Unterstützung der Funk-
tionen vor Ort. Hierzu zählen unter an-
derem: 

→ 	� Gewinnung von Ressourcen  
(Personal, Logistik und Technik) 

→ 	� Beratung zur Dokumentation 

→ 	� Erarbeitung möglicher Strategien 

→ 	� Übergeordneter Kontakt zu  
Behörden und Einsatzdiensten 

→ 	� Presse, Medien und Öffentlich-
keitsarbeit (intern und extern)

→ 	� Wahrung übergeordneter  
Interessen des Bistums 

→ 	� Dokumentation

Erste  
Führungskraft  
am Notfallort,  
in der Regel die 
Veranstaltungs- 
leitung

Interne Leitung

Vorab  
bestimmte 
Leitungsperson 
(operativ  
verantwortliche 
Person)

Externe Leitung

Erste*r  
Mitarbeiter*in 
am Notfallort

Ersteintreffendes 
Teammitglied

Vorab  
bestimmte 
Leitungsperson 
(strategisch  
verantwortliche 
Person)

Ständiger Krisenstab 
des Bistums 
Osnabrück
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2.2.2 Faktor Kommunikation
Im Fall eines Ereignisses ist eine gute 
interne und externe Kommunikation 
entscheidend. Dafür sind bei beiden 
Adressaten unterschiedliche Verfah-
renswege und Hintergrundinformatio-
nen wichtig. 

2.2.2.1 Datenmanagement
Für die Durchführung der Maßnahme ist 
es wichtig, dass Personen mit beson-
deren Aufgaben alle für sie notwendi-
gen Daten zur Verfügung gestellt be-
kommen. Dabei kann unterschieden 
werden zwischen Daten, die im Ereignis 
und Notfall zur Verfügung stehen müs-
sen, und Daten, die für die Durchführung 
der Veranstaltung wünschenswert sind. 
Diese Daten müssen datenschutzkon-
form aufbewahrt und verwaltet werden. 
Es muss sichergestellt sein, dass die 

Daten unabhängig von der Infrastruktur 
oder anstehender Wetterereignisse 
problemlos abgerufen werden können 
(Ordner, Zugriff ohne Internet etc.). Be-
standteile dieser Daten sollten unter  
anderem sein: 

→ 	 Notfallkontakte 

→ 	 Notfallmedikamente 

→ 	 Notrufnummern 

→ 	 Medizinische Daten aller Personen 

→ 	 Teilnehmendenlisten

Im Vorfeld zu den Maßnahmen sollte 
sich über ein Speichermedium und die 
Verwendung der Daten abgestimmt 
werden. 
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2.2.2.2 Regelführungskreis
Tritt ein Notfall ein, gilt es, bestimmte 
Schritte einzuhalten. Hilfreich kann  

 
dabei das folgende Beispiel des Regel-
führungskreislaufs sein: 

2.2.2.3 Meldewege 
Die Dringlichkeit einer direkten und 
schnellen Kommunikation mit der 
nächsthöheren Leitungsebene ist ab-
hängig von der jeweiligen Situation und 
der Schwere eines Notfalls und erfor-
dert unterschiedliche Vorgehenswei-
sen. Diese können von einer einfachen 
Information bis zur Alarmmeldung rei-
chen. 

Im Notfall gilt: lieber sofort informie-
ren, auch wenn sich die Lage später als 
weniger kritisch herausstellt.

Alarm/Alarmmeldung 
Schnellstmögliche Weitergabe von 
notfallbezogenen Informationen (münd- 
lich/schriftlich), z. B. unmittelbar Gefahr 
im Verzug, mehrere Verletzte, Todesfall.

Notfallmeldung
Weitergabe von notfallbezogenen In-
formationen (mündlich/schriftlich) (im 
Stundenbereich bis zwölf Stunden), 
wenn keine akute Gefahr besteht, aber 
eine Entwicklung noch nicht abzusehen 
ist, z. B. drohendes Unwetter, vermehr-
tes Vorkommen von Erkrankungen.

Information
We i te r g a b e  ( n o t fa l l b e z o g e n e r )  
Informationen (bis 48 Stunden), z. B., 
wenn sich jemand verletzt hat und ver-
sorgt ist.

Umsetzungskontrolle

Umsetzung der  
Maßnahmen

Lagebewertung

Festlegung der  
(Sofort-) Maßnahmen

Planung der Umsetzung

Lagefestellung



Notfall

Notfall

Notfall
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2.2.2.4 Alarm- und Meldeplan
Daraus ergibt sich für das Notfallma-
nagement im Bistum Osnabrück der 
folgende Alarm- und Meldeplan:

Kritisches Ereignis

Notfall

Sofortmaßnahme  
durch den Ersthelfenden

Verständigung  
der Internen Leitung

Bewertung des Ereignisses  
(Interne Leitung)

Verständigung der  
Externen Leitung

Bewertung des Ereignisses  
(Externe Leitung)

Verständigung der  
zuständigen Stabsleitung

Bewertung des Ereignisses  
(Stabsleitung)

Info an Bistumsebene 
(z. B. Diözesanjugendamt)

Verständigung der  
Bistumspressestelle

Lösung Ende

Lösung Ende

Lösung Ende
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2.2.2.5 Notfallhandy
Für eine gelingende Kommunikation im 
Ereignisfall ist die telefonische Erreich-
barkeit auf unterschiedlichen Ebenen 
entscheidend. Das Ereignis- und Not-
fallmanagement sieht vor, dass sowohl 
eine Erreichbarkeit der Leitung sicher-
gestellt wird als auch ein zusätzliches 
Notfallhandy zur Verfügung steht. Vor 
Veranstaltungsbeginn wird eine Num-
mer bekannt gegeben, unter der die 
Leitung der Maßnahme allgemein er-
reichbar ist. Dieses Handy wird im Ereig-
nisfall an eine geeignete Stelle weiter-
gegeben/weitergeleitet. Diese Stelle 
kann sowohl intern besetzt als auch von 
der Externen Leitung wahrgenommen 
werden. Die Weitergabe/Weiterleitung 
sollte anhand der verfügbaren Kapazi-
täten geregelt werden. Das Notfallhan-
dy wird im Ereignisfall zur Kommunika-
tion mit der Externen Leitung, dem 
Krisenstab sowie der Behörden genutzt. 
Bei der Auswahl des Netzbetreibers 
sollte eine ausreichende Netzstabilität 
berücksichtigt werden. 

Wichtig: Die Nummer des Notfallhan-
dys darf nicht an Eltern oder Dritte 
weitergeben werden. 

2.2.2.6 Dokumentation
In vielen Ereignis- und Notfallsituatio-
nen ist eine zeitnahe Dokumentation 
des Vorgangs sinnvoll, um den Hergang 
des Geschehenen wahrheitsgetreu 
wiedergeben zu können. Dies ist sowohl 
für die Darstellung bei Versicherungs-
fällen als auch für mögliche polizeiliche 
Ermittlungen notwendig. Die Darstel-
lung sollte einen zeitlichen Ablauf ha-
ben, um nachvollziehen zu können, was 
wann passiert ist. Geeignete Hilfsmittel 
zur Dokumentation können sein: 

→ 	 Verbandblockeinträge

→ 	 Bilddokumentation 

→ 	 Gedächtnisprotokolle

→ 	 Anruflisten 

→ 	 Lagemeldungen 

→ 	 �Chatverläufe/E-Mails/ 
Sprachnachrichten

2.2.2.7 Externe Kommunikation
Bei der externen Kommunikation wird 
unterschieden zwischen der Kommuni-
kation mit Presse, Medien und sonstiger 
Öffentlichkeit; der Kommunikation mit 
Behörden und Organisationen wie Poli-
zei, Feuerwehr und Staatsanwaltschaft 
sowie der Kommunikation mit Eltern 
und Angehörigen.

Presse, Medien und sonstige 
Öffentlichkeit 
Die Kommunikation mit Presse, Medien 
und der sonstigen Öffentlichkeit erfolgt 
erst nach erfolgter Rücksprache mit 
dem Träger oder dem Krisenstab und 
deren Freigabe oder wird von diesen 
übernommen. 

Behörden und Organisationen
Bei der Kommunikation mit Behörden 
und Organisationen wird zwischen 
der Abarbeitung des akuten Ereig-
nisses und der weiteren Abstimmung 
unterschieden. Informationen, die zur 
Abarbeitung des akuten Ereignisses 
zwingend erforderlich sind, wie bei-
spielsweise die Vollständigkeitsmel-
dung, das Durchgeben von Verletzten-
zahlen oder auch medizinische Daten 
der Teilnehmenden, werden durch die 
Interne Leitung oder einer von ihr beauf-
tragten Person weitergeben. 
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Eine weiterführende Kommunikation 
über das akute Ereignis hinaus erfolgt 
erst nach Rücksprache mit dem Träger 
oder dem Krisenstab und deren aus-
drücklicher Freigabe oder wird von die-
sen übernommen. 

Eltern und Angehörige
Die getätigten Aussagen sollten in je-
dem Fall deckungsgleich und abge-
stimmt erfolgen (Wording). Die Kom-
munikation erfolgt in Abhängigkeit der 
Lage durch die Interne/Externe Leitung 
oder den Krisenstab. 

Aussagen über den medizinischen  
Zustand obliegen der behandelnden 
Stelle. In Ausnahmefällen kann in Ab-

stimmung und mit Freigabe durch diese 
Stelle die Kommunikation über die  
Interne Leitung erfolgen. Das Überbrin-
gen von Todesnachrichten obliegt aus-
schließlich der Polizei.

2.2.3 Faktor Mensch
Jeder Mensch reagiert sehr individuell 
auf Notfälle und auf die damit verbun-
denen Stresssituationen. Diese unter-
schiedlichen Reaktionen sind entschei-
dend für die Leitung und deren weitere 
Vorgehensweise.

Neben den unterschiedlichen Reaktio-
nen können auch verschiedene Symp-
tome bei betroffenen Personen erkenn-
bar sein.

Angriff Flucht

Erstarrung und/oder 
Zusammenbruch

starke 
Stressreaktion
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Emotional
Hilflosigkeit, Überwältigung, erhöhte 
Erregbarkeit, Reizbarkeit, Aggression, 
Gefühlsarmut,…

Verhalten
Zielloses Umherlaufen, Zurückgezo-
genheit/Abkapselung, unsoziale Hand-
lungen, seltsames/nicht der Situation  
angemessenes Verhalten, Hektik/ 
Rast- und Ruhelosigkeit, erhöhter  
Genuss- und Suchtmittelmissbrauch, 
Veränderung in der Sprache,…

Kognitiv
Schwierigkeiten bei der Entschei-
dungsfindung, Desorientierung be-
züglich Zeit, Raum und Personen, 
veränderte Reaktionsbereitschaft,  
Erinnerungs-, Denk-, Wahrnehmungs- 
und Konzentrationsschwierigkeiten, 
Verdrängung, Abspaltung (Deperso-
nalisation),…

Körperlich
Schwindel-/Schwächeanfälle, Benom-
menheit und Kopfschmerzen, erhöhter 
Puls, Atemprobleme/beschleunigte 
Atmung, Hyperventilation, Sehstörun-
gen, Schüttelfrost/Schweißausbrü-
che, Übelkeit und Erbrechen, Muskel-/ 
Nervenzucken,…
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Schockphase 
Minuten bis 
Stunden

Einwirkungsphase 
Stunden bis  
Tage

Reaktionsphase 
Tage bis Wochen

Akute  
Belastungsreaktion

Akute  
Belastungsstörung

Posttraumatische 
Belastungsstörung

die ersten  
Stunden

24–72  
Stunden

 die nächsten  
Tage

bis circa 4-6 
Wochen

Für die Zeit nach einem Notfall können 
drei Phasen unterschieden werden, in 
denen Betroffene mit der Situation um-
gehen und diese verarbeiten.

Da Menschen sehr unterschiedlich  
reagieren können, ist es für die Unter-
stützung/Begleitung/Betreuung der 
Betroffenen wichtig, sie im Handlungs-
prozess mitzunehmen. Verbalisierung 
von möglichen nächsten Schritten 
schafft Verständnis und Transparenz. 
Entscheidungen über den Kopf der Be-
troffenen sollten nur in akut bedrohli-
chen Situationen getroffen werden.  

Vor diesem Hintergrund ergeben sich 
folgende Ansatzpunkte für mögliche 
Betreuungsmaßnahmen:

Schockphase (Stunden): 
→ 	 �Psychische Erste-Hilfe am  

Notfallort (unter anderem über  
Notfallseelsorger*in)

→ 	 �Ansprechstelle für weitere Hilfe  
benennen, ggf. schriftlich mitteilen

→ 	 �Ggf. Opfer und Betroffene  
registrieren

→ 	 �Person begleiten, Zuhören und 
nicht allein lassen

→ 	 �Falls möglich, Rückzugsmöglich- 
keiten für Betroffene schaffen



Einwirkungsphase (Stunden bis Tage)
→ 	 �Rückzugsmöglichkeiten für  

Betroffene schaffen

→ 	 �Angehörige und Betroffene  
unterstützen

Reaktionsphase (Tage bis Wochen) 
→     �Psychoedukation (wie kann ich  

mit der Erfahrung umgehen?)

→ 	 �Angehörige von Betroffenen  
adäquat einbeziehen

→ 	 �Längerfristige Betreuung  
sicherstellen

2.2.4 Faktor Technik und Ausstattung
Sowohl Technik als auch Ausstattung 
müssen der Maßnahme angemessen 
sein. Hierzu zählen sowohl Art und Um-
fang als auch die geplanten Einsatzorte. 
Grundlegend muss berücksichtigt wer-
den, dass Technik und Ausstattungen, 
die bei den Personen nicht bekannt sind 
oder nicht reibungslos genutzt werden 
können, für zusätzliche Stressfaktoren 
sorgen. Beispielsweise können unter-
stützende Technik und Ausstattungen 
Folgendes umfassen:

→ 	 Funkgeräte 

→ 	� Apps (Warnwetter, NINA,  
Katwarn etc.)

→ 	 Laptops 

→ 	 Ausreichendes Datenvolumen 
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Die Arbeitssicherheit ist ein zentraler 
Bestandteil jeder Veranstaltung und 
Maßnahme in der Jugendpastoral. Ziel 
ist es, Gefährdungen für Mitarbeitende 
zu erkennen, zu minimieren und ange-
messen darauf zu reagieren. Neben der 
Einhaltung gesetzlicher Anforderungen 
geht es insbesondere um Prävention, 
Sensibilisierung und die praktische Um-
setzung vor Ort.

3.1 Gefährdungsbeurteilung
Vor Beginn jeder Maßnahme muss eine 
Gefährdungsbeurteilung durchgeführt 
werden. Sie dient der systematischen 
Ermittlung möglicher Gefahren für die 
Gesundheit und Sicherheit von Mitar-
beitenden im Rahmen der Veranstal-
tung. Die Beurteilung berücksichtigt 
sowohl örtliche, technische als auch 
personelle Gegebenheiten.

Typische Inhalte der Gefährdungsbe-
urteilung:
→ 	 �Veranstaltungsort (Gelände,  

Gebäude, Fluchtwege, Zugänge)

→ 	� Witterungsbedingungen und  
Umwelteinflüsse

→ 	 �Aktivitäten und eingesetzte  
Materialien (z. B. Feuer, Werkzeuge, 
Sportgeräte)

→ 	 �Zusammensetzung der Gruppe  
(Alter, körperliche/geistige Voraus-
setzungen, Vorerkrankungen)

→ 	 �Betreuungsverhältnis und  
Qualifikation der Mitarbeitenden

Die Gefährdungsbeurteilung muss  
dokumentiert werden. Es empfiehlt sich 
die Gefährdungsbeurteilung den  
Mitarbeitenden vorzustellen und ggf. 
mit den Anmerkungen zu ergänzen. Sie 
ist regelmäßig zu überprüfen und bei 
geänderten Bedingungen anzupassen.

3.2 Unterweisung
Alle Mitarbeitenden, ob haupt- oder  
ehrenamtlich, müssen vor Beginn der 
Maßnahme eine Unterweisung erhalten. 
Diese ist auf die jeweilige Tätigkeit und 
die konkreten Gefahren vor Ort abzu-
stimmen.

Mögliche Inhalte der Unterweisung:
→ 	 �Sicherheitseinweisungen (z. B.  

Verhalten im Brandfall, Evakuierung)

→ 	 �Umgang mit Geräten, Werkzeugen 
und Materialien

→ 	� Hygienemaßnahmen und  
Infektionsschutz

→ 	 �Verhalten bei Unfällen oder  
Notfällen

→ 	 �Zuständigkeiten und Meldewege

Die Unterweisung sollte dokumentiert 
werden (siehe Anhang Unterweisungs-
formular). Die Unterweisung ist jährlich 
zu wiederholen. Sollten Mitarbeitende 
unter 18 Jahren eingesetzt werden, so 
sind diese halbjährlich zu unterweisen. 
Eine Unterweisung kann beispielsweise 
Teil eines Vorbereitungsmeetings oder 
einer Vorbesprechung sein. 

3. ARBEITSSICHERHEIT
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3.4 Prüfung von Arbeitsmitteln
Alle eingesetzten Arbeitsmittel müssen 
sicher und funktionstüchtig sein. Dazu 
gehören technische Geräte, Werkzeu-
ge, Fahrzeuge sowie temporäre Instal-
lationen (z. B. Stromversorgung, Be-
leuchtung).

Grundsätze:
→ 	 �Arbeitsmittel sind vor der  

Maßnahme auf ihren Zustand und 
ihre Sicherheit zu überprüfen

→ 	 �Elektrische Geräte müssen  
eine gültige Prüfung (DGUV V3)  
besitzen

→ 	 �Bei Mietgeräten ist der Anbieter für 
die Sicherheit verantwortlich; eine 
Sichtprüfung ist dennoch erforder-
lich

→ 	 �Mängel und Defekte sind sofort zu 
melden, betroffene Geräte sind 
nicht zu verwenden

→ 	 �Weitere Prüfungen können der  
Anlage entnommen werden

→ 	� Instandsetzung von Geräten erfolgt 
nur durch qualifiziertes Personal

Eine zentrale Ansprechperson innerhalb 
des Teams oder der Kirchengemeinde 
für Technik kann dabei unterstützen, die 
Prüfungen zu koordinieren und notwen-
dige Maßnahmen einzuleiten.

Referat Sicherheit und  
Gesundheitsschutz  
Hasestraße 40a
49074 Osnabrück
Telefon: 0541 318-375
arbeitssicherheit@bistum-os.de

mailto:arbeitssicherheit@bistum-os.de
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Geeignete Vorbereitungen für die Be-
reiche Erste-Hilfe und Brandschutz sind 
notwendig,  um in Gefahrensituationen 
schnell, sicher und verantwortungsvoll 
handeln zu können. Vorbereitung, Aus-
stattung und klare Abläufe sind dabei 
ebenso entscheidend wie regelmäßige 
Schulungen und die Einbindung des ge-
samten Teams.

4.1 Erste Hilfe
Pflichten: 
→ 	 �Sicherstellung einer ausreichenden 

(siehe Tabelle im Anhang) Zahl an 
ausgebildeten Ersthelfer*innen

→ 	 �Bereitstellung und Überprüfung der 
Erste-Hilfe-Ausstattung

→ 	 �Information aller Mitarbeitenden 
über Abläufe und Zuständigkeiten

Mindestanforderungen an 
Ausstattung:
→ 	� Verbandkasten nach DIN 13157  

oder 13169

→ 	 �Rettungsdecke, Einmalhand- 
schuhe, Desinfektionsmittel

→ 	 �Kühlmaterial (z. B. Kühlpacks)

→ 	 �Ggf. persönliche Notfallmedika-
mente in Absprache

Organisatorische Maßnahmen:
→ 	 �Lage und Zugänglichkeit der Erste-

Hilfe-Materialien bekannt machen

→ 	� Notrufnummern sichtbar und für 
alle zugänglich aushängen

→ 	 �Dokumentation von Erste-Hilfe-
Leistungen (z. B. Meldeblock)

Hinweis: Bei medizinischen Notfällen 
erfolgt die Information an Eltern/Ange-
hörige nur über die dafür vorgesehenen 
Stellen (vgl. Kapitel 2.3.7).

4.2 Notruf und Kommunikation
Im Notfall ist die strukturierte Kommu-
nikation entscheidend. Die sogenannte 
Notruf-Formel hilft bei der Meldung an 
Rettungsdienste:

Wo ist der Unfallort?

Was ist passiert?

Wie viele Betroffene?

Welche Verletzungen/Symptome?

Warten auf Rückfragen!

Zusätzlich zur Alarmierung der Ret-
tungskräfte erfolgt eine unverzügliche 
Information an die Interne Leitung, die 
dann ggf. die Externe Leitung und/oder 
den Krisenstab einbindet.

4. �ERSTE  HILFE  UND 
BRANDSCHUTZ
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4.3 Brandschutz
Brandschutzmaßnahmen müssen bei 
jeder Maßnahme berücksichtigt wer-
den, insbesondere wenn mit offenem 
Feuer (z. B. Lagerfeuer, Kocher, Kerzen, 
Grill) gearbeitet wird oder die Veranstal-
tung in Bereichen mit erhöhtem Risiko 
(z. B. Zeltlager, Mehrbettzimmer, Kir-
chen) stattfindet.

Pflichten:
→ 	� Brandschutzunterweisung des 

Teams vor Veranstaltungsbeginn

→ 	 �Kenntlichmachung von Flucht- 
wegen, Sammelstellen und  
Feuerlöschern

→ 	� Festlegung, wer im Brandfall  
welche Aufgaben (z. B. Evakuie-
rung) übernimmt

→ 	� Verbot von offenem Feuer ohne 
Genehmigung

Ausstattung je nach Maßnahme:
→ 	� Feuerlöscher (Wasser, Schaum, 

Pulver oder CO₂)

→ 	� Wassereimer, Sand oder andere 
geeignete Löschmittel bei  
Feuerstellen

Verhalten im Brandfall:
→ 	� Ruhe bewahren

→ 	� �Alarmieren (112 + Interne Leitung)

→ 	� �Personen retten (Eigenschutz  
beachten)

→ 	� �Löschversuch (Eigenschutz  
beachten)

→ 	� Evakuierung nach Plan,  
Sammelstelle anlaufen

→ 	� �Dokumentation: Auch im Brandfall 
ist eine schriftliche Nachbereitung 
wichtig (z. B. Zeitabläufe, Beteiligte, 
Maßnahmen)

Hinweis: Übungen wie Evakuierungs-
proben oder „Trockenläufe“ stärken die 
Handlungssicherheit.
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Wer in einer kirchlichen Einrichtung ar-
beitet, ein Praktikum macht oder ehren-
amtlich hilft, muss mit persönlichen 
Daten sorgfältig umgehen. Das gilt ab 
dem ersten Tag – und auch noch, wenn 
man nicht mehr dort arbeitet.

Wer muss sich an die Regeln 
halten?
Als Ehrenamtliche oder Ehrenamtlicher 
besteht möglicherweise Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten (z. B. Namen, 
Telefonnummern, E-Mail-Adressen, 
Fotos). Der Schutz dieser Daten ist ge-
setzlich vorgeschrieben und dient dem 
Vertrauen der Menschen, mit denen wir 
arbeiten. 

Was sind „personenbezogene 
Daten“?
Das sind Infos wie:
→ 	� �Name, Adresse, Telefonnummer,  

E-Mail

→ 	� �Geburtsdatum, Religion, Gesund-
heitsdaten wie z. B. Krankheiten oder 
Unverträglichkeiten

→ 	� Bankdaten

→ 	� Fotos

Besonders sensible Daten (z. B. Ge-
sundheitsinfos) brauchen extra Schutz.

Gesundheitsdaten sind personenbezo-
gene Daten über die körperliche oder 
geistige Gesundheit einer Person, ein-
schließlich Informationen über medizini-
sche Behandlungen, Diagnosen oder 
den Gesundheitszustand.

Grundregeln für den Umgang 
mit Daten
→ 	� �Nur mit Erlaubnis: Daten nur  

verarbeiten, wenn es erlaubt ist

→ 	�  �Offen sein: Betroffene müssen wis-
sen, was mit ihren Daten passiert

→ 	� �Nur für bestimmte Zwecke:  
Keine Weiterverwendung für  
andere Dinge

→ 	� Weniger ist mehr: Nur so viele Daten 
wie nötig verwenden

→ 	� Aktuell bleiben: Daten müssen  
korrekt und aktuell sein

→ 	� �Nicht ewig speichern: Daten  
löschen, wenn sie nicht mehr  
gebraucht werden

→ 	� Sicher aufbewahren: Daten vor 
Zugriff, Verlust oder Veränderung 
schützen

→ 	� �Dokumente nicht für unbefugte 
Dritte offen liegen lassen

5. �DATENSCHUTZ –  
EINFACH ERKLÄRT
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Was du im Alltag beachten solltest:

Vertraulichkeit
→ 	� Keine Daten an Unbefugte  

weitergeben

→ 	� Keine Fotos oder Infos ohne  
Erlaubnis veröffentlichen

→ 	� Gespräche über Daten nur in  
geschlossenen Räumen

→ 	� Am Telefon nur nach klarer  
Identifikation Auskunft geben 

Die verantwortliche Stelle muss sicher-
stellen, dass die Identität der anfragen-
den Person eindeutig und zweifelsfrei 
festgestellt wurde. 

Mögliche Maßnahmen:
→ 	� Vorlage eines amtlichen Lichtbild-

ausweises (z. B. Personalausweis 
oder Reisepass)

→ 	� Zwei-Faktor-Authentifizierung bei 
digitalen Auskunftsanfragen

→ 	� Schriftliche Anfrage mit Unter-
schrift und Adressnachweis

→ 	� Persönliche Vorsprache in der  
Einrichtung

→ 	� �Besucher*innen begleiten – keine  
Einsicht in sensible Bereiche oder 
Unterlagen

→ 	� �Keine dienstlichen Infos über  
Social Media oder WhatsApp teilen

→ 	� �Im Homeoffice: Bildschirm so  
aufstellen, dass niemand mitlesen 
kann

→ 	� �Bei Gruppen-E-Mails:  
BCC verwenden.

→ 	� �Keine Weiterleitung dienstlicher 
Mails an private Konten

Entsorgung
→ 	� Papier in spezielle Datenschutz- 

behälter.

→ 	� Digitale Daten sicher löschen
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IT-Sicherheit
→ 	� Sichere Passwörter (mind. 

zwölf Zeichen, Sonderzeichen,  
Groß-/Kleinschreibung)

→ 	� �Keine Weitergabe von Passwörtern

→ 	� �Gerät sperren, wenn du weggehst 
(z. B. Windows + L)

→ 	� �Keine private Software auf  
Dienstgeräten

→ 	� �Nur dienstliche Geräte für  
dienstliche Daten

→ 	� �Virenschutz und Updates  
regelmäßig durchführen

→ 	� Daten nur verschlüsselt versenden

→ 	� �Zugriffsrechte nur, wenn wirklich 
nötig

→ 	� Nur freigegebene Cloudlösungen 
und Messenger nutzen

→ 	� �E-Mails genau prüfen (Absender, 
Links, Anhänge)

→ 	� Mobile Geräte verschlüsseln und  
sicher verwahren

→ 	� Datenschutzprobleme sofort  
melden

Ansprechperson
Bei Fragen:
→ 	� Deine Leitung

→ 	� Datenschutzbeauftragter:

 
Philipp Wachhorst 
pco GmbH & Co. KG 
Albert-Einstein-Str. 8  
49076 Osnabrück 
Telefon: 0541  9632-5201 
datenschutz@bistum-os.de

mailto:datenschutz@bistum-os.de
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6. PRÄVENTION

„Hinsehen, hinhören, Verantwortung 
zeigen, schützen“ – das sind die Schlag-
worte, die auf der Arbeitshilfe zur Rah-
menordnung Prävention stehen und 
verdeutlichen, welche Aufgabe jede*r 
Gruppenleiter*in hat. 

Prävention von sexualisierter Gewalt 
fängt mit kleinen Veränderungen und 
einer grundsätzlichen Achtsamkeit in 
der Kinder- und Jugendarbeit sowie in 
den Ferienfreizeiten an. 

In dem Miteinander in der Jugendpasto-
ral finden oft Grenzverletzungen statt, 
aber das sollte nicht einfach hingenom-
men werden. Damit sich alle Teilneh-
menden wohlfühlen, braucht es eine 
gute Kommunikation miteinander. 
Grenzverletzungen dürfen und müssen 
angesprochen und im Team bearbeitet 
werden. Entscheidet, ob die bisher gel-
tenden Gruppenregeln nochmal nach-
gearbeitet werden müssen oder ob es 
noch weitere Maßnahmen und Verän-
derungen geben muss. Auch ein An-
sprechen auf eine Situation im Nach-
gang ist möglich, einfach, um nochmal 
zu hören, wie es allen ging. 

Auf Grenzverletzungen können sexuel-
le Übergriffe folgen. Die sind nicht nor-
mal, passieren nicht aus Versehen und 
dürfen nicht toleriert werden. Ein se-
xueller Übergriff bedeutet, dass je-
mand eine andere Person gegen deren 
Willen zu sexuellen Handlungen nötigt 
oder diese an ihr vornimmt. Wenn ein 
sexueller Übergriff stattgefunden hat, 
muss gehandelt werden. 

Trotz vieler Emotionen bei der Mitteilung 
oder der Beobachtung eines sexuellen 
Übergriffs muss zunächst Ruhe be-
wahrt werden und die beteiligten Per-
sonen voneinander getrennt werden. Es 
ist wichtig, der betroffenen Person ei-
nen sicheren Ort zu ermöglichen, dass 
kann ein anderer Raum, ein anderes Zelt, 
ein Auto oder Ähnliches sein. Fragt die 
betroffene Person, wo sie sich ggf. si-
cher fühlt. 

Anschließend müsst ihr der betroffenen 
Person erstmal zuhören, Glauben 
schenken und alles dokumentieren. Ihr 
seid nicht die Polizei und braucht nicht 
nachzuforschen oder irgendetwas auf 
Wahrheit zu prüfen. Achtet darauf, dass 
es der Person gut geht und holt euch 
selber Hilfe. 

Hilfe findet ihr unter den Kontaktdaten 
im Institutionellen Schutzkonzept 
(ISK). Jede Kirchengemeinde und jeder 
Verband muss eins haben. Dort sind die 
internen und die externen Ansprechper-
sonen bei Fällen von sexualisierter Ge-
walt benannt. Mit den Ansprechperso-
nen im ISK guckt ihr dann gemeinsam 
weiter, wer was machen muss. 

Wenn es sich um einen Verdacht han-
delt, dann kontaktiert direkt die An-
sprechperson im ISK und besprecht, 
was ihr tun könnt.

Das sind die Schritte, die in der akuten 
Situation gemacht werden können und 
mit denen ihr den betroffenen Personen 
weiterhelft. 
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Was tun ... bei der Vermutung , ein Kind, ein*e Jugendliche*r oder  
eine schutz- oder hilfsbedürftige Person ist Betroffener  

von sexualisierter Gewalt geworden?

Eigene Wahrnehmung ernst nehmen! Keine überstürzten Aktionen! Keine direkte Konfrontation  
mit dem*der vermutlichen Täter*in! Den betroffenen Menschen „im Blick“ haben!  

Keine eigenen Ermittlungen anstellen! Ruhe bewahren!  
Keine eigenen Befragungen durchführen! Keine Informationen nach „Außen“!

Besonnen handeln!

Sich ggf. mit einer Person des eigenen Vertrauens unter Wahrung  
strikter Verschwiegenheit besprechen, ob die eigenen Wahrnehmungen geteilt werden,  

und „ungute Gefühle“zur Sprache bringen.

Eigene Grenzen und Möglichkeiten erkennen und akzeptieren.  
Sich selber Unterstützung holen! Kontakt aufnehmen zu ...

Bei Bedarf sind die Bischöflichen  Beauftragten gemäß den diözesanen Regelungen bei begründeter 
Vermutung gegen eine*n kirchliche*n Mitarbeiter*in schnellstmöglich zu informieren. 

Alle weiteren Verfahrensschritte werden nur nach Absprache mit den beteiligten Verantwortlichen  
des Trägers und des Bistums abgestimmt und veranlasst.

Eigene Grenzen und Möglichkeiten erkennen und akzeptieren.  
Sich selber Unterstützung holen! Kontakt aufnehmen zu (Interne Leitung, Krisenstab, siehe ISK).

Leitung, Trägerverantwortliche*r 
 

Bei einer begründeten Vermutung, weitere 
Fachberatung hinzuziehen! 

Eine „Insoweit erfahrene Fachkraft“ 
schätzt das Gefährdungsrisiko ein und berät 

bei weiteren Handlungsschritten. 
(z. B. EFLE-Beratungsstellen, 

„Offene Tür“ Bremen)

gegenseitige Information

und/oder

Hinweis: Die Regelungen des § 8a und b, § 72a SGB VIII (Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung  
und Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen) bleiben  

bei allen o.a. Handlungsschritten unberührt. 

1.) www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__8a.html 
 

2.) www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__8b.html

Ständiger Krisenstab  
des Bistums Osnabrück 
Telefon: 0541 318-838 

 
Beratung und Empfehlung der nächsten 

Handlungsschritte gemäß den geltenden 
Regelungen. 

Wenn es zeitlich unkritisch ist: 
krisenstab@bistum-os.de

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__8a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__8b.html
mailto:krisenstab@bistum-os.de
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Wichtig ist, bevor etwas überstürzt pas-
siert, holt euch Hilfe! So viel wie nötig, 
so wenig wie möglich. 

Weitere Informationen sind unter Hilfe 
bei sexualisierter Gewalt und geistli-
chem Missbrauch – Bistum Osnabrück 
zu finden. 

Bei Rückfragen und Beratung rund um 
Prävention von sexualisierter Gewalt 
und Präventionsschulungen sind die 
Präventionsbeauftragten in der Koordi-
nationsstelle Prävention erreichbar.  

Koordinationsstelle Prävention  
Domhof 2  
49074 Osnabrück 
Telefon: 0541 318-387  
praevention@bistum-os.de 

mailto:praevention@bistum-os.de
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7. VERSICHERUNG
Das Bistum Osnabrück hat einen Sam-
melversicherungsvertrag in der Sparte 
Haftpflicht- sowie Unfallversicherung 
abgeschlossen. Vom Versicherungs-
schutz eingeschlossen sind die Kir-
chengemeinden und deren sonstigen 
Gliederungen und Verbände. 

Über diesen Vertrag genießen die Ver-
anstalter kirchlicher Jugendarbeit (z. B. 
bei Freizeiten, Wanderungen, Zusam-
menkünften) sowie die Teilnehmenden 
der Veranstaltungen Versicherungs-
schutz. 

Für die Gruppenleitung und alle an-
deren ehrenamtlich tätigen Personen 
besteht Versicherungsschutz bei der  
gesetzlichen Unfallversicherung, der 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 
(VBG), Bezirksstelle Bielefeld, unter 
der Versicherungsnummer 44 597 853 
000000. 

Das Bistum Osnabrück hat für alle 
haupt-, neben- und ehrenamtlichen 
Mitarbeitenden eine Dienstreisekas-
koversicherung (Voll- und Teilkasko-
versicherung) für privateigene Per-

sonenkraftwagen, deren Anhänger, 
Krafträder, Mopeds und Wohnmobile  
abgeschlossen, die im Auftrag und In-
teresse des Bistums zu Dienstfahrten 
genutzt werden.

Unfälle und Schäden solltet ihr uns  
unverzüglich per Mail oder Telefon mit-
teilen. Wir unterstützen euch bei der 
Schadenabwicklung. 

Ihr habt sonstige Fragen rund um das 
Thema Versicherungen, dann meldet 
euch bitte bei uns.

Referat Controlling/Steuern/ 
Versicherungen  
Hasestr. 40 a 
49074 Osnabrück 
Telefon: 0541 318-307 
versicherungen@bistum-os.de

 

mailto:versicherungen@bistum-os.de
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Urheberrechte/GEMA
Bei der Durchführung einer kirchlichen 
Freizeit/ Veranstaltung muss für die Mu-
sikwiedergabe vor der Durchführung 
eine vergütungspflichtige Lizenz für die 
Nutzung GEMA-pflichtiger Musik über 
das Online-Portal der GEMA eingeholt 
werden, wenn es sich um eine öffentli-
che Wiedergabe handelt.

Öffentlich ist die Wiedergabe nach der 
EU-Rechtsprechung, wenn sie sich an 
Personen allgemein richtet und nicht 
auf besondere Personen beschränkt 
ist, die einer abgegrenzten Gruppe an-
gehören. Eine öffentliche Wiedergabe 
GEMA-pflichtiger Musik liegt also z. B. 
dann vor, wenn ein Zeltlager ausgerich-
tet wird und die Teilnahme für alle  
Kinder/Jugendlichen eines Ortes/Kir-
chengemeindebezirkes offen ist. Ein 
lediglich begrenztes Eintritts-/Karten-
kontingent oder die Begrenzung des 
Teilnehmendenkreises wegen eines nur  
begrenzten Platzangebotes reicht je-
denfalls nicht dafür aus, um von einer 
nicht öffentlichen Veranstaltung auszu-
gehen.

Nicht öffentlich und damit nicht bei der 
GEMA anzumelden sind regelmäßig fol-
gende kirchliche Veranstaltungen:

→ 	� �Messdiener-/ Pfadfinderzeltlager, 
sofern die Teilnahme auf Mess- 
diener*innen/Pfadfinder*innen 
oder ggf. abgrenzbare, weitere 
Personengruppen begrenzt bleibt

→ 	� �Kindergartenfest, wenn nur Eltern/
Verwandte der betreuten Kinder 
eingeladen sind

→ 	� Seniorenveranstaltung, wenn nur 
Senior*innen aus einem Heim oder 
einer Wohngruppe und ggf. deren 
Angehörige eingeladen sind

Bei sonstigen Freizeiten/Veranstaltun-
gen kann ggf. eine nicht öffentliche 
Wiedergabe angenommen werden, 
falls durch Vortreffen oder Ähnliches 
und ggf. weitere, verstetigte persönli-
che Beziehungen von einer abgegrenz-
ten Gruppe der kirchlichen Jugendar-
beit ausgegangen werden kann. 

Letztendlich kann die Frage einer GEMA-
Relevanz nur im Einzelfall bestimmt  
werden und muss von den kirchlichen 
Veranstaltern eigenverantwortlich be-
wertet werden. 

Zu beachten sein dürfte dabei, dass In-
formationsmaterialien der GEMA zur 

8. RECHTLICHE  
RAHMEN-
BEDINGUNGEN
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Frage der Vergütungspflichtigkeit re-
gelmäßig – im Eigeninteresse zur best-
möglichen Interessenvertretung der 
Musikurheber*innen –  auf einem weiten 
Verständnis des Begriffes einer „öffent-
lichen Musikwiedergabe“ basieren und 
dementsprechend (insbesondere in den 
oben genannten Fällen) im kirchlichen 
Bereich andere Rechtsauffassungen 
vertretbar sind und vertreten werden.

Sofern eine öffentliche Wiedergabe 
vorliegt, ist im Falle einer Filmnutzung 
zudem (neben einer Lizenz der GEMA für 
die Filmmusikrechte) eine zweite Lizenz 
für die Rechte am Bild einzuholen, die  
z. B. über das Medienportal der Medien-
stelle Osnabrück, die Filmliste des ka-
tholischen Filmwerks („kfw-bouquet“) 
oder die Filmverwertungsgesellschaft 
CCLI eingeholt werden kann. Näheres 
dazu kann z. B. aus einem Merkblatt für 
öffentliche, nicht gewerbliche Filmvor-
führungen auf der Internetseite der Me-
dienstelle Osnabrück in Erfahrung ge-
bracht werden.

Trägerverantwortung/ 
Aufsichtspflichten
Verantwortlich für die Durchführung 
einer kirchlichen Veranstaltung/eines 
Ferienlagers ist der jeweilige Träger, 
also z. B. eine katholische Kirchenge-
meinde (vertreten durch den Kirchen-
vorstand) oder ein kirchlicher Verein 
(vertreten durch den jeweiligen Vereins-
vorstand im Sinne des § 26 BGB). Diesen 
gesetzlichen Vertretungsorganen ste-
hen damit zunächst entsprechend auch 
alle Kompetenzen und Weisungsrechte 
in Bezug auf die Modalitäten der Durch-
führung zu. 

Bei der Teilnahme von Minderjährigen an 
einer kirchlichen Veranstaltung wird von 
den Personensorgeberechtigten (in der 
Regel die Eltern) die Aufsichtspflicht auf 

den Träger vertraglich übertragen, 
dessen rechtliches Vertretungsorgan 
(Vorstand) dann in der Regel  die Auf-
sicht auf einzelne Gruppenleitende/
Mitglieder *innen des hauptamtlichen 
Pastoralteams oder Ähnliches dele-
giert. Sowohl die vertragliche Über-
nahme der Aufsicht durch den Träger 
als auch die Delegation auf Gruppen-
leitende oder Ähnliches sind rechtlich 
grundsätzlich formlos möglich, also 
nicht nur schriftlich, sondern auch 
mündlich, in Textform(z. B. per E-Mail) 
oder in sonstiger Weise (z. B. konklu-
dent durch die Unterzeichnung eines 
Teilnahmeformulars). Für Kirchenge-
meinden als Träger einer Veranstaltung 
sind jedoch besondere Formvorschrif-
ten (insbesondere § 15 KVVG) zu be-
achten, die unter anderem schriftliche 
Verträge des Kirchenvorstands oder 
ggf. von Dritten abgeschlossene Ver-
träge erfordern, die auf Grund einer 
zuvor vomKirchenvorstand schriftlich 
erteilten Vollmacht basieren müssen. 
Klar zu empfehlen ist jedoch auch für 
andere kirchliche Veranstalter, die 
Übertragung der Aufsicht (als solche) 
und die genaueren Bedingungen (min-
destens) in Textform zu dokumentieren 
und von den Personensorgeberech-
tigten gegenzeichnen zu lassen.

Verantwortliche Leitende einer kirchli-
chen Freizeit müssen im Falle einer 
übernommenen Aufsichtsverantwor-
tung dafür Sorge tragen, dass die Teil-
nehmenden nicht zu Schaden kommen 
(Körperverletzung, Gesundheitsschä-
den, Freiheitsentzug, Sachschäden 
usw.) oder jemand anderem Schaden 
zufügen.

Insbesondere sollten die Personensor-
geberechtigten über die geplanten 
Programmpunkte schriftlich oder in 
Textform informiert und ihre Zustim-
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mung zur Teilnahme des Kindes sowie 
ihre Erklärung, dass das Kind die für die 
Teilnahme notwendigen Voraussetzun-
gen erfüllt und das Vorhandensein einer 
sicheren Ausstattung sichergestellt 
wird (z. B. Schwimmfähigkeiten, ver-
kehrstaugliches Fahrrad etc.), eingeholt 
werden. Insbesondere gilt dies bei Ak-
tivitäten, die über die gewöhnlichen 
(den Sorgeberechtigten bekannten) 
Tätigkeiten der Gruppe hinausgehen, 
sowie bei Aufnahme von Sportarten 
oder Tätigkeiten, mit denen eine beson-
dere Gefahr verbunden sein kann (z. B. 
Bergsteigen, Kanufahren, Schwimmen, 
Skaten). Wichtig ist eine schriftliche Ein-
verständniserklärung auch bei Veran-
staltungen, die längere Zeit dauern 
(Fahrten, Freizeiten usw.). Hierbei sollten 
die Personensorgeberechtigten we-
nigstens auch erklären, dass ihr Kind 

gesundheitlich in der Lage ist, an der 
Fahrt teilzunehmen.

Die Aufsichtspflicht der Leitenden be-
ginnt spätestens zu dem Zeitpunkt, die 
als Beginn der Veranstaltung vereinbart 
ist, und endet grundsätzlich mit Ablauf 
der Veranstaltung. Ob Kinder selbstän-
dig nach Hause gehen können oder ob 
sie abgeholt werden (in diesem Fall 
müssen die Leitenden warten, bis die 
Kinder abgeholt werden), ist vorab mit 
den Eltern abzuklären. Die Aufsichts-
pflicht bei Freizeiten oder Wochenend-
veranstaltungen endet generell erst 
dann, wenn die Verantwortung wieder 
an die Sorgeberechtigten übergeben 
wurde.
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Das Maß der Aufsichtspflicht hängt von 
verschiedenen Faktoren ab, unter an-
derem:

→ 	� �Alter und Reife der Teilnehmenden

→ 	� �Art der Beschäftigung und der  
damit verbundenen Gefahren und 
Risiken

→ 	� Örtliche und räumliche Situation

→ 	� �Verhältnis der Kinder unter- 
einander

→ 	� �Verhältnis der Kinder zu den  
Leitungspersonen

→ 	� Fähigkeiten und Erfahrungen der 
Leitungspersonen

Haftung
Sofern schuldhaft (fahrlässig oder 
vorsätzlich) eine Aufsichtspflicht ver-
letzt wurde und dadurch ursächlich ein 
Schaden für einen Teilnehmenden ei-
ner kirchlichen Veranstaltung entstan-
den ist, kann ein Anspruch auf einen fi-
nanziellen Ausgleich (Schadensersatz) 
der geschädigten Person gegen den 
Träger (ggf. Kirchenvorstand) oder 
die jeweiligen Betreuungspersonen/
Gruppenleitenden bestehen.

Eine Haftung des Trägers kommt  
insbesondere dann (im Falle einer  

Kirchengemeinde nach §§ 89, 31 BGB 
oder im Falle eines Vereins nach § 31 
BGB) in Betracht, wenn zu wenige 
oder nicht ausreichend qualifizierte 
Betreuungspersonen eingesetzt wur-
den. Zudem haftet der Träger (neben 
der unmittelbar handelnden Person) 
auch für eine Aufsichtsverletzung, die 
von einer Betreuungsperson fahrläs-
sig oder vorsätzlich selbst verschuldet 
wurde. Bei vorsätzlichem Handeln sind 
die jeweilige Betreuungsperson oder 
der Kirchenvorstand/einzelne Kirchen-
vorstandsmitglieder jedoch ggf. zum 
Regress gegenüber dem Träger ver-
pflichtet, sofern auch oder allein der 
Träger vom geschädigten Teilnehmen-
den in Anspruch genommen wurde.

Sofern ein kirchlicher Träger und/ oder 
eine mit der Wahrnehmung der Auf-
sichtspflichten beauftragte Leitungs-
person von einem Teilnehmenden auf 
Schadensersatz in Anspruch genom-
men wird, ist unverzüglich das Bischöf-
liche Generalvikariat zu unterrichten, 
um einen etwaigen Deckungsschutz 
zu prüfen. Jegliche eigene Handlungen  
(Zurückweisungen, (Schuld-)An-
erkenntnisse oder Ähnliches) ohne 
Rücksprache mit dem Bischöflichen 
Generalvikariat bzw. dem Versicherer 
müssen unterbleiben, um den Versi-
cherungsschutz nicht zu verlieren.
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